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Präventionstag Wiesbaden

Das ARJUS-Projekt: Arbeitsmarktintegration für jugendliche Strafentlassene

Sehr geehrte Damen und Herren,

lassen Sie mich zunächst kurz etwas zur Situation im hessischen Jugendstrafvollzug im allgemeinen sagen. Derzeit sind in Hessen etwa 5.800 Personen inhaftiert, davon knapp 600 im Jugendstrafvollzug. Die beiden hessischen Jugendvollzugsanstalten Rockenberg und Wiesbaden arbeiten mit altersmäßig unterschiedlichen Zielgruppen. Während in Rockenberg die 14 bis knapp-20 jährigen ihre Strafe verbüßen, sitzen in Wiesbaden die 20-24 jährigen jungen Erwachsenen ein. Hinzu kommen die weiblichen Inhaftierten der JVA Frankfurt-Preungesheim. Bei einer Belegfähigkeit der JVA Wiesbaden von 330 Personen verbüßen etwa 170 Gefangene Jugendstrafe. Hinzu kommen 100 Untersuchungshäftlinge und 20 junge Abschiebegefangene. Die häufigsten Delikte sind Diebstahl, Unterschlagung, Raub und Erpressung sowie Verstöße gegen das Betäubungsmittelgesetz und Asylrechtsbestimmungen. Kennzeichnend für die Population in der Jugendstrafhaft ist der hohe Anteil ausländischer Jugendlicher aus der Türkei, Mittel- und Osteuropa, Nordafrika und Asien. In der JVA Wiesbaden liegt der Anteil der Nicht-Deutschen Gefangenen seit vielen Jahren konstant bei über 50 %. Bei den Jugendlichen mit deutschem Pass sind ca. 10-20 % den sog. Russlanddeutschen zuzurechnen.

Die Hälfte der Inhaftierten verfügt über keinerlei Schulabschluss. Bei den anderen überwiegt der Hauptschulabschluss, bei einer Stichtagserhebung waren es bspw. 44%. Höhere Qualifikationen sind die Ausnahmen, nur 6 % haben eine abgeschlossene Berufsausbildung und nur 3 % waren dauerhaft berufstätig. Analog zu bundesweiten Trends ist die Zahl der Gefangenen mit kürzeren Freiheitsstrafen enorm angestiegen. Im Jugendvollzug in Hessen liegt die durchschnittliche Verweildauer mittlerweile bei unter 12 Monaten.

Bei allen inhaltlichen Kontroversen ist es eher wenig umstritten, dass die berufliche Situation, das heißt die Ausbildung und ihre Anschlussfähigkeit an die Arbeitsmarkterfordernisse, ein zentraler Indikator für die (Re-)Integrationsfähigkeit ist. In dieser Hinsicht hat sich etwa in der JVA Wiesbaden durchaus einiges getan.

Folie 1: INBAS Modellprojekt
Vorangetrieben u.a. durch ein Modellprojekt „„Neue Wege der Berufsausbildung – Verbesserung der Wiedereingliederungschancen junger Strafgefangener“ (Vom Bundeministerium für Bildung und Forschung gefördert von 9/2002 bis 8/2006) wurde die schulische wie berufliche Aus- und Weiterbildung in der JVA Wiesbaden den Erfordernissen der einsitzenden Klientel angepasst. Zielsetzungen waren im Wesentlichen:

· Die Einführung geeigneter Kompetenzfeststellungsverfahren, mit dem die tatsächlichen Ressourcen der Inhaftierten aufgezeigt und für die weitere Bildungsarbeit aufgeschlossen werden können.

· Die Realisierung eines transparenten und an individuellen (Berufs-)Wünschen orientierten (Berufs-) Bildungsangebotes, das sich an aktuellen Anforderungen einer Ausbildung bzw. des Arbeitsmarktes orientiert. Durch die Erweiterung der Angebotspalette um neue Berufsbilder, insbesondere aber durch den sukzessiven Ausbau von Teilqualifizierungsmaßnahmen (TQ) und die Einbeziehung einschlägiger Qualifizierungsbausteine (QB) wurde den aktuellen Ausbildungsanforderungen sowie den Erfordernissen des (regionalen) Arbeitsmarktes verbessert Rechnung getragen. Dies insbesondere vor dem Hintergrund der vermehrten kurzen Haftzeiten sowie der Tendenz zu einer allgemeinen Modularisierung der Ausbildung. 
· Des Weiteren wurde die Verbesserung der Entlassungssituation angestrebt und im Sinne einer insoweit intensivierten direkten Betreuung auch erreicht.
„Entscheidend ist aber bekanntlich, was hinten rauskommt“, um ein Wort eines großen deutschen Bundeskanzlers zu zitieren. War das, was während der Haftzeit im wahrsten Sinne des Wortes erarbeitet und vorbereitet wurde wirklich tauglich für das Leben ‚draußen’? Und weiter gefragt: dient es wirklich der Legalbewährung und ist somit Beitrag einer gelingenden Tertiärprävention? Oder noch weiter, was müsste denn hinzu kommen, damit die (Re-)integration, manche sagen auch die Integration im Sinne von Erstintegration gelingen kann? Als überzeugtem Hermeneuten möchte ich mit einer Sprachsequenz beginnen, die, wie ich meine, ihren gesamten Entstehungszusammenhang mit erhellt. Vor einiger Zeit kam ich vor der Außenpforte an 2 Müttern vorbei, die auf ihren Besuchstermin warteten. Eine sagte zur anderen: „Erst seitdem der hier drin ist, kann ich nachts wieder ruhiger schlafen“. Die eigentümliche Selbstbezüglichkeit des Satzes möchte ich hier nicht weiter kommentieren. Falls sie, das Publikum, sich amüsiert zeigen: die Komik der Sequenz liegt ja wohl darin begründet, dass ausgerechnet mit das Schlimmste was einer Mutter passieren kann, nämlich die Inhaftierung ihres Sohnes, zur Beruhigung geführt haben soll.

„Erst seitdem der hier drin ist, kann ich nachts wieder ruhiger schlafen“, bedeutet aber offenbar auch: Ich gehe davon aus, dass er, solange er einsitzt, keine weiteren Straftaten begehen wird. Es bedeutet auch: Ich darf davon ausgehen, dass ihm dort selbst nichts passieren wird, er wird ja rund um die Uhr bewacht. Und es bedeutet auch: Ich weiß jetzt wenigstens ständig, wo mein Sohn ist. Und ich kann davon ausgehen, dass ihm eine Struktur vorgegeben wird, an der er sich ausrichten und aufrichten kann. 

Bei allen Vorbehalten, die man insbesondere dem geschlossenen Vollzug entgegen bringen mag: Es ist in der Tat zu beobachten, dass Häftlinge, die doch häufig in recht derangiertem Zustand [Stichworte: Verwahrlosung, Suchtproblematik], ankommen, durch Anpassung an die Vorstrukturierungen des Haftalltags physisch wie psychisch an Statur gewinnen. Zumindest dies aber droht wegzubrechen, wenn der soziale Empfangsraum nach der Haftentlassung keine Entsprechung, kein funktionales Äquivalent hierfür zu bieten vermag. Um dies durch eine rechtzeitige und ausreichende Anpassung an die Gegebenheiten draußen zu verhindern ist das Übergangsmanagement da. Im übrigen ist ja gerade bei Heranwachsenden ein Übergang mindestens in doppelter Hinsicht zu bewältigen: Der Übergang von ‚drinnen’ nach ‚draußen’, aber auch oft der, von der Berufsvorbereitungs- oder Ausbildungssituation auf die Erfordernisse der Arbeitsmärkte und gelegentlich auch der des Milieuwechsels, weg von den kriminogenen Wurzeln.

Folie 2:
Start: Das Projekt Arbeitsmarktintegration für jugendliche Strafentlassene (oder kurz ArJuS) hat im März 2005 in Wiesbaden und Frankfurt, im Mai desselben Jahres in Rockenberg begonnen. In der Konzeption inspiriert sicherlich durch MABIS (NRW), sowie durch einschlägige Projekte in Rh.Pfalz ist es an das Berufsfortbildungswerk angebunden. vorangetrieben durch das das INBAS-Modellprojekt, auch schon praktiziert in einzelnen Fällen. Finanziert wird es durch das hessische Justizministerium; anfänglich wurde durch Mittel aus dem Europäischen Sozialfonds (ESF) co-finanziert.

Folie 3:
Personal: Für jede Anstalt im Bereich der Jugendlichen und Heranwachsenden wurde ein ÜManager im operativen Bereich eingestellt: Frau  Beil ist für die jungen Damen in Frankfurt/Preungesheim zuständig, Herr Häuser für die jüngeren männlichen Inhaftierten in Rockenberg und Herr Pense’ für die älteren in der JVA Wiesbaden. Für die Verwaltung ist seit kurzem Herr Adam verantwortlich. Mir obliegt die Projektleitung und Koordination.

Folie 4:
Prozess Übergangsmanagement. 

Wie wird das ÜM in Gang gesetzt? Sie sehen farblich abgegrenzt die 3 (möglichen) Ebenen handelnder Personen verbunden zu einem Ablaufschema; zentrale Dokumente sind entsprechend eingefügt. Oben die haftinternen Fachdienste, hier natürlich v.a. der Sozialdienst, dann das ÜM selbst, gleichsam als Mittler zw. Drinnen und draußen sowie das ehrenamtliche Mentoring für die Nachsorgephase. 

Der Prozess soll jeweils mit Eintrag in die Zuweisungsmaske beginnen. Die zuständige Sozialarbeiterin soll etwa 4 Monate vor dem mutmaßlichen Haftende im Prinzip jeden Gefangenen in die Liste eintragen. Derzeit haben wir es in Wiesbaden so geregelt, dass die Datenpflege auch anlässlich turnusmäßiger Haus- bzw. Wohngruppenbesuche durch das ÜM betrieben werden kann. Schon in der Erfassungsmaske, die ansonsten eher kurz gehalten ist, kann der Sozialdienst vorseligieren, wer das ÜM besonders braucht, wer eher weniger und für wen ein Mentor in Frage kommt. Angestrebt sind dennoch vollständige Eintragungen aus Gründen der Überblicksgewinnung und einer womöglich verbesserten Statistik z.B. hinsichtlich der Arbeitsmarkttauglichkeit einzelner Bildungsmaßnahmen.

Zeitnahe zur Meldung erfolgen Erstgespräche zw. den Probanden und dem ÜM. Hierbei wird die Bedarfslage erfasst, d.h. dem ÜM stehen die Ergebnisse der Eingangstests, der fortlaufenden Beobachtungsbogen zur Verfügung. Natürlich finden auch direkte Gespräche mit den jew. Sozialarbeitern statt. Der Proband wird auf die Entlassungssituation vorbereitet; es wird ein Integrationsplan erstellt. Später kann zudem ein ehrenamtlicher Mentor hinzugezogen werden. Es gibt Mentorenausweise [zeigen] zur besseren Legitimation nach außen. Es gibt vorgefertigte Erklärungen bez. des Datenschutzes, besser bez. des partiellen Verzichts auf Datenschutz [zeigen] und es gibt Vorstrukturierungen des Mentorenverhältnisses als solchem [zeigen] im Sinne einer groben Zielvereinbarung. Ziel ist es hier ein angemessenes Maß an Verbindlichkeit herzustellen. Das Ganze ist eine freiwillige Vereinbarung; diese sollte aber, wenn sie einmal getroffen ist zuverlässig greifen. Die Kontaktaufnahme soll im Regelfall während der Haft erfolgen. Der Schwerpunkt des Mentorings liegt natürlich im Nachsorgebereich. In diesen Fällen wird der Nachsorgeanspruch des ÜM durch das Mentoring ergänzt, wobei in jedem Fall eine laufende Rückkopplung beibehalten wird.

[Folie 23: Mentorenausweis
Folie 24: Vereinbarung Mentorenverhältnis
Folie 25: Datenschutzerklärung]
Folie 5:
Ablaufschema für einen Einzelfall. Für den Einzelfall kann der Ablaufprozess dann etwa so aussehen: Umgehend nach Eintrag in den Meldebogen findet eine Erstberatung statt. Nach Klärung der Bedarfslage und Einsicht in verschiedene Testate findet gemeinsam mit der Sozialarbeiterin eine Berufsberatung statt. Als sich ergibt, dass bis zum gewünschten Einstieg in eine (Bäcker-)Lehre einige Zeit zu überbrücken ist, schlägt die Sozialarbeiterin einen Praktikumsplatz vor. Kurz vor der Entlassung findet ein gemeinsames Gespräch aller an der Integrationsaufgabe beteiligten Personen statt, wozu in diesem Fall auch ein Vertreter der Bewährungshilfe sowie ehrenamtlicher Mentor zählen. Nach der Haftentlassung wird der VU, der sich im Projekt ‚elektronische Fußfessel’ befindet, zur Bewährungshilfe, Ämtern und Betrieben begleitet. Durch Abbruch des Praktikums entsteht eine erste kritische Situation, die durch gemeinsames Engagement aller Beteiligten bereinigt werden kann.

Folie 6:
Verzahnung: Die Folie skizziert die JVA-interne Verzahnung z.T. wie sie ist, z.T. sicherlich noch so wie sie idealer Weise sein sollte. Natürlich hat es auch vor ArJuS schon so etwas wie Entlassungsvorbereitung gegeben. Zum einen soll der Weg aber weg von Insellösungen hin zu Standardangeboten führen. Vor allem ergibt sich aber durch den Einbezug des Übergangsmanagements eine deutlich verbesserte Einflussnahme auf die Phase unmittelbar nach der Haftentlassung. Zur abgestimmten Verzahnung mit den internen Fachdiensten wurde übrigens eigens ein Workshop durchgeführt, bei dem die Kolleginnen und Kollegen ihre Kooperationswünsche aber auch ihre Vorbehalte einbringen konnten. Jedenfalls will sich das ÜM die intern gemachten Erfahrungen mit den jeweiligen Probanden zu nutze machen, und auch die Kontakte der Kollegen nach draußen fallweise nutzen..

Folie 7:
Betrachtet man die Arbeit von ArJuS insgesamt so zeigen sich zunächst mindestens 4 Arbeitsschwerpunkte:
Folie 8:
Zunächst zur Begleitung während der Haft als Ergänzung und Ausweitung der herkömmlichen Entlassungsvorbereitung. Frühzeitig findet eine berufliche Wegeplanung und Entwicklung von individuellen Übergangsplänen statt. ArJuS hilft bei der Zusammenstellung von Bewerbungsunterlagen. Ein standardisiertes Bewerbungstraining konnte nahezu als Regelangebot der JVA etabliert werden. Es wird über gesetzliche Förderungsmöglichkeiten informiert; unter Einbezug etwa von Internet kann schon aus der Haft heraus eine erste Ausbildungs- und Arbeitsmarkrecherche erfolgen. Lockerungsgeeignete Gefangener können etwa bei Behördengängen auch durch das ÜM nach draußen begleitet werden.

Folie 9:
Alle Beteiligten sind sich darin einig, dass bei jugendlichen und heranwachsenden der eigentliche Schwerpunkt aber bei der Unterstützung nach Ende der Haftzeit liegen muss: Das Übergangsmanagement bleibt Ansprechpartner für den Entlassenen. Es ist hierbei etwa an einen Nachsorgezeitraum von 6 Monaten gedacht; fallweise kommt es zur Übergabe an einen räumlich besser erreichbaren Übergangsmanager. Der Entlassene wird auch jetzt bei Bedarf bei Behördengängen begleitet; fallweise wird Hilfestellung bei der Wohnraumbeschaffung geleistet. Das Übergangsmanagement berät in Konfliktsituationen und steht auch Arbeitgebern und Ausbildungsbetrieben als Ansprechpartner zur Verfügung.

Folie 10:
Schon bei sinnverwandten Projekten anderer Bundesländer hat sich gezeigt, dass gemeinsame Integrationsbemühungen dann gelingen können, Das geht am ehesten wenn ein Trägernetzwerk nicht nur auf dem Papier existiert, sondern dauernd ergänzt und (re)aktiviert wird. Insbesondere sind Kontakte zu nennen zu den jeweiligen Arbeitsgemeinschaften, den optierenden Kommunen und zu Arbeitsagenturen. Zu Überbetriebliche Einrichtungen und (Weiter-)bildungsträgern. Zur Bewährungshilfe, in Hessen ergänzt um das Projekt ‚elektronische Fußfessel’. Beim Schwerpunkt ‚Integration in den Arbeitsmarkt’ natürlich ganz zentral Kontakte zu den Kammern und zum ersten Arbeitsmarkt. Kontaktiert werden auch Ausländerbehörden; ganz wichtig sind aber hier die weiterführenden 3 Pünktchen (…) auf der Folie, denn für unser Networking kommt es auf eine wohl nie abzuschließende Vielzahl von Kontakten an. Zuletzt haben wir etwa einen Termin mit dem Verein der Frankfurter Roma gehabt.

Folie 11:
Wenn man sich vor Augen führt, dass dem ÜM alleine für das Jahr 2006 mehr als 150 Gefangene als bedürftig gemeldet wurden von denen in diesem Kalender Jahr über 100 auch entlassen wurden, wird unmittelbar klar, dass der prinzipielle Anspruch auf eine halbjährliche Nachsorgephase alleine mit Mitteln des professionellen ÜM nicht mit der gebotenen Sorgfalt aufrecht erhalten werden kann. Dies selbst dann nicht, wenn man sich ausschließlich auf die (größte) Fallgruppe derjenigen konzentrieren würde, die zum Endstrafenzeitpunkt entlassen werden. Es bedarf daher der Ergänzung um Mentoren; da hessenweit entlassen wird idealer Weise des Aufbaus eines Mentorennetzwerkes. Es geht um die ehrenamtliche Begleitung jugendlicher Haftentlassener. Das Mentoring ist organisatorisch an den Verein Holzstraße e.V. der JVA angebunden. Ein erster Mentorenpool wurde in Zusammenarbeit mit der Berliner Akademie für Ehrenamtlichkeit über eine Workshopfolge unter Einbezug der internen Fachdienste auf die Tätigkeit vorbereitet. Ergebnis war u.a. die Entwicklung eines Ablaufschemas zur organisatorischen Einbindung des Mentoringprojektes in die JVA. Sie wissen ja: Es gibt im wesentlichen 2 Arten von Folien. Solche auf denen nichts drauf steht und solche, die man nicht lesen. Bei der jetzigen – Folie 28 – handelt es sich sicherlich um eine der letztgenannten Art. Wenn ich sie dennoch hier zeige, dann um zu dokumentieren, dass wir uns hier viel Mühe gemacht haben. Da es, im Kern durchaus berechtigte, Vorbehalte der internen Fachdienste gab, musste u.a. festgelegt werden, wer beim Mentorenmatching aktiv werden können soll und welcher Ablauf in der Folge einzuhalten ist. Ende August diese Jahres findet im übrigen ein Pilotworkshop zur Einführung von Mentoren in ihr Aufgabengebiet in nunmehr kondensierter Form statt. Es wird sich um eine Mischung von organisiertem Erfahrungsaustausch und kurzen einschlägigen Vorträgen handeln. Zur Rekrutierung weiterer Mentoren wurde Erstinformationsmappen gestaltet, die bei Bedarf gerne eingesehen werden können. Ich darf in diesem Zusammenhang auch auf einen Film von Otmar Hitzelberger zum Thema ÜM und Mentoring verweisen, der morgen ab 10:45 im Filmforum zu sehen sein wird.

Folie 12:
Wenn man summarisch antworten würde, müsste man etwa sagen, dass der Beratungsbedarf und die Betreuungsmöglichkeit für diejenigen die in eine Therapie übergeleitet werden oder gar zur Abschiebung anstehen eher gering sind im Vergleich zu denjenigen, die zur Endstrafe entlassen werden, also auch ohne Unterstützung der Bewährungshilfe auskommen müssen. Einen schon detaillierteren Blick in unsere Arbeit bietet die Darstellung von Fällen, bzw. die Bildung von Fallgruppen, die unter bestimmten Aspekten vergleichbar sind. Bei der folgenden [aufgelegten] Darstellung handelt es sich nicht um eine Kategorienbildung auf gleicher Ebene, sondern um exemplarische Hinweise auf Standardkonfliktkonstellationen, die das ÜM kooperativ zu bearbeiten hat.

Auf die Fallgeschichten der Gefangenen C. (Folie 14), K. (Folie 15) und A. (Folie 17) möchte ich heute nicht näher eingehen. Es ging hierbei um die Mitgestaltung des sozialen Empfangsraumes, die Vermittlung in eine REHA-Einrichtung sowie die Betreuung im Rahmen des Fußfesselprojektes.

Ausführlicher dagegen der Fall von Herrn L. (Folie 13), mittlerweile für uns so etwas wie ein Musterfall für das geglückte Zusammenspiel von ÜM und Mentoring, der zudem auch der Bewährungshilfe untersteht. Die Ausgangssituation war wie folgt: Herr L ist sog. Russlanddeutscher, er wurde im heutigen Kasachstan geboren. Seine Eltern leben in Korbach in Nordhessen. Zur Zeit der Inhaftierung hielt er sich in Frankfurt auf, war zuletzt ohne festen Wohnsitz. Den Realschulabschluss hatte er bereits vor der Haft erworben. Während der Haftzeit absolvierte er u.a. eine Teilqualifizierung sowie weitere Ausbildungsabschnitte im Elektrobereich. Mit Hilfe des ÜM erhielt er das Angebot zu einer Anschlussausbildung im Einzugsgebiet der Stadt Wiesbaden. Als Integrationsschritte konnten erfolgreich geleistet werden: Die Erwirkung der Kostenzusage für eine Ausbildung in einer außerbetrieblichen Einrichtung, die Verhinderung des Rückumzugs und der weitere Verbleib in Wiesbaden, die Unterstützung bei der Antragstellung für Grundsicherung und berufliche Förderung, die Vermittlung einer Wohnung sowie eines dem Ausbildungsbeginn vorgeschalteten Praktikums. Der Mentor hat insbesondere den Besuch eines Abendgymnasiums sowie die Integration auch im Freizeitbereich ermöglicht. Bei Herrn L. handelt es sich sicherlich um jemand, der von seinen intellektuellen Fähigkeiten sowie hinsichtlich der trotz der Inhaftierung verbliebenen beruflichen Entfaltungsmöglichkeiten innerhalb der Gefangenenpopulation eher Ausnahme als Regel darstellt. Typisch für eine ganze Fallgruppe ist aber hier insbesondere der Umstand, dass er aufgrund der neuen Gesetzeslage als unter 25jähriger zunächst in die ‚Bedarfsgemeinschaft’ seiner Eltern zu definieren war und der Rückumzug ihn zum einen wieder an sein kriminogenes Milieu herangeführt hätte. Zum anderen wäre ihm die Anschlussausbildung zum Elektriker wohl auf Dauer verwehrt geblieben. [In der ArJuS-Dokumentation findet sich an dieser Stelle ein Musterschreiben zur Lösung dieser Problematik.]

Als zweiten Fall möchte ich denjenigen von Herrn B. (Folie 15) näher beschreiben, der, ohne wieder straffällig geworden zu sein, vor allem in beruflicher Hinsicht weit ungünstiger verlaufen ist. Ich stelle ihn vor allem darum vor, weil er einer derjenigen ist, der jedenfalls für mich deutlich gemacht hat, wie ideales ÜM auszusehen hätte, wenn wir uns um Ressourcen etc, keine Gedanken zu machen bräuchten. Herr B. ist jemand, der stets ein schwieriges Verhältnis zu seiner Herkunftsfamilie hatte. Er war in der Folge häufig in Heimen untergebracht. Unmittelbar vor der Inhaftierung war er obdachlos. In die langjährige Haftzeit brauchte er einen Hauptschulabschluss mit; er war ohne jede berufliche Ausbildung. Während der Haftzeit absolvierte er zunächst eine Schlosserausbildung mit ausreichenden Leistungen. Mehr Gefallen fand er an einer Teilqualifizierung zum Mediengestalter, Fachrichtung Bild und Ton, in der Wiesbadener Medienwerkstatt. Später fungierte er dort als eine Art Vorarbeiter und war u.a. maßgeblich an der Erstellung einer professionellen Lernsoftware für Mithäftlinge beteiligt. Für die Zeit unmittelbar nach Haftentlassung konnte ihm eine Arbeitsstelle bei einer renommierten Softwarefirma in Mainz vermittelt werden. Weder am ersten Tag noch in der Folge ist der Proband an dieser Arbeitsstelle erschienen. [Auf Nachfrage die unsterbliche Sequenz: “Wenn die wirklich was von mir gewollt hätten, hätten die sich ja noch mal gemeldet.“] Auch spätere Bemühungen seitens des Projektleiters sowie eines hinzugezogenen Mentors, ihm zu einer inhaltlich anspruchsvollen Stelle zu verhelfen schlugen aufgrund der Passivität des Herrn B. fehl. Statt dessen hält er sich mit Gelegenheitsarbeiten über Wasser und wohnt auch Jahre nach der Haftentlassung in einer Übergangseinrichtung.

Es gab zum Entlassungszeitpunkt noch kein ausgewiesenes ÜM. Eine Reflektion des Falles macht offenbar, dass es hier keineswegs an einer fachlichen Eignung gemangelt hat. Herr B. hat sich offenbar nicht in der Lage gesehen, den sozialen Anforderungen, die ihn an seinem neuen Arbeitsplatz eben auch erwarten, auch nur entgegen zu treten. Für ein erfolgreiches ÜM hätte offenbar die Notwendigkeit bestanden, den gesamten sozialen Empfangsraum adäquat vorzubereiten, bzw. bei Herrn B. die Fähigkeit zu stärken, diesen auch betreten zu können. 

Oft werden wir natürlich – durchaus berechtigterweise - gefragt: Bei dem großen Aufwand den ihr betreibt, wie viele Fälle könnt ihr überhaupt unterstützen? Die Statistik für einen Großteil des Kalenderjahres 2006 (Folie 18) weist 211 dem ÜM gemeldete Gefangene aus. Bei 150 hiervon wurde ÜM als Bedarf notiert. 109 wurden zum Erfassungszeitpunkt bereits in irgendeiner Form durch das ÜM beraten, 65 haben an einem Bewerbungstraining teilgenommen. Von den 98 aus der Haft Entlassenen wurden 22 kontinuierlich über einen längeren Zeitraum durch das ÜM draußen betreut. Einmalige Kontakte etwa am Entlassungstag selbst wurden hier nicht mitgezählt; die Gewichtungen zwischen den Anstalten korrespondieren mit unterschiedlichen Schwerpunktsetzungen der Teamarbeit.

Für diejenigen die bis Herbst 2006 entlassen worden waren (Folie 19) konnte maßgeblich durch Leistungen von ArJuS 16 ein Ausbildungsplatz vermittelt werden, 10 eine Arbeitsstelle. Einer befand sich in einem 1-Euro-Job, 2 in berufsvorbereitenden Maßnahmen, 4 in REHA-Maßnahmen. 7 Probanden war ArJuS beim Bezug eines Übergangswohnheimes behilflich, 8 mal beim Antritt einer Therapie. Ein Proband des Fußfesselprojektes wurde intensiv betreut. 4 Ex-Inhaftierten wurde ein Mentor zur Seite gestellt, wobei der offizielle Startschuss für das Mentoring erst im Herbst 2006 erfolgte und Fälle ‚gescheiterten’, d.h. nicht über einen längeren Zeitraum aufrechterhaltenen Mentorings nicht mit gezählt wurden. Im übrigen wurden auch Fälle nicht gelistet, die während der Haftzeit zwar beraten worden waren, später aber ihren Arbeitsplatz aus eigenem Antrieb gefunden hatten. Vor allem bedeutet die Listung keineswegs, dass nicht aufgeführte Probanden sich nicht in den Arbeitsmarkt integrieren konnten oder gar rückfällig geworden sind. Es liegen lediglich keine verlässlichen Angaben hierzu vor.

Es ist natürlich keineswegs so, dass ArJuS den Arbeitsanfall bereits fertig strukturiert hätte oder dies habe könnte. Im Grunde hat sich sogar noch so etwas wie ein anfänglich nicht als solcher vermuteter Arbeitschwerpunkt gebildet, nämlich die Anhäufung und Weitergabe von speziellem Wissen zu – immer neuen – rechtlichen Gegebenheiten, (geänderten) Zuständigkeiten und deren jew. faktischen Folgen, die in irgendeinem Zusammenhang mit Haftentlassungen stehen. Eine durchaus unvollständige Auflistung hierzu (Folie 20; Klärungsbedarf): Wie ist das Überbrückungsgeld auf etwaige ALG II – Ansprüche anzurechnen? Was sieht der Zwang zum Rückzug in die Bedarfsgemeinschaft für Gefangene unter 25 Jahren vor, wenn dieser aus spezialpräventiven Gesichtspunkten nicht opportun erscheint? Wie kann der Berufsabschluss sichergestellt werden, wenn der Entlassungstermin kurz vor dem regulären Prüfungstermin liegt? Kann ein Antrag für den Bezug ALG I oder ALG II bereits während der Haftzeit gestellt oder vorbereitet werden? Muss die Höhe des Leistungsbezugs von ALG I nach geltendem Recht auf Basis des Real- oder des Fiktivlohnes berechnet werden? Wie ist in der jeweiligen Kommune die Zuständigkeit für sog "Aufstocker" geregelt (Bezug von ergänzender Sozialhilfe zu ALG I)? Wie sind die Straffälligen in der Zeit zwischen Haftentlassung und Gewährung des Leistungsbezuges versichert? Kann erreicht werden,  dass PSU (psychologische Untersuchungen etwa zum Führerscheinerwerb) schon während der Haftzeit vorgenommen werden?

Und nicht, dass wir nicht noch besser werden könnten oder wollten. Mindestens folgende strukturelle Verbesserungen werden angestrebt und wurden zum Teil auch schon erreicht im Vergleich zur Anfangsphase von ArJuS (Folie 21): 
Zunächst ist die Kooperation mit Institutionen der freien Straffälligenhilfe ständig zu verbessern. Bei ArJuS-Teamtreffen und einschlägigen Workshops bieten wir diesen Institutionen Gelegenheit, ihre Hilfsangebote (nochmals) bekannt zu machen. Auch das hessische Fußfesselprojekt der Bewährungshilfe ist für uns wg. der günstigeren Betreuungsdichte von Interesse. Wir streben eine nachhaltige Kooperation mit den Ausbildern der JVA selbst an. In die Vermittlungsbemühungen werden verstärkt auch Zeitarbeitsfirmen eingebunden, allerdings unter der Prämisse des Ausbildungsvorrangs bei entsprechender Eignung. Von einer Kooperation mit bestimmten Berufsverbänden (etwa Gebäudereiniger, Hotel und Gaststättengewerbe) versprechen wir verbesserte Übernahmechancen. Wünschenswert wären Globallösungen für ganze Fallgruppen, etwa was die Verbindlichkeit für die Anrechnung von Ausbildungszeiten [z.B.analog zum  3ter Weg der Berufsausbildung in NRW, läuft seit einigen Monaten haben für 2Jahre Ausbildung bis zu 5 Jahren Zeit, Anrechnungssystem von QBs soll Regel werden] nach der Haftentlassung anbelangt. Intensiv arbeiten wir an einer Ausweitung des Mentorenringes, neu gewonnen Mentoren wurden auch schon in Gang gesetzt. Insbesondere hierfür setzen wir auf die Zusammenarbeit mit dem Landeszusammenschluss für Straffälligenhilfe in Hessen, die Kooperation mit Freiwilligenagenturen und die Kooperation mit etablierten Organisationen (wie Kirchen, Sportbünde…).
Wenn wir bislang erfolgreich gewesen sein sollten, dürfte es zusammengefasst etwa hieran gelegen haben  (Folie 22: Erfolgsfaktoren) [Eine Werbefolie, warum auch nicht, hat zudem noch Frau Hensel gemacht, und die hat uns ja leider Gottes Richtung Bayern verlassen] Es geht zum einen sicherlich um eine bessere Verschränkung institutioneller Möglichkeiten, dem Trend nach eher weg von Insellösungen, hin zu begehbaren Standardwegen. Zum anderen aber - und das werden wir uns auch nicht ausreden lassen – ist persönlicher Einsatz der Übergangsmanager und der Mentoren für Belange der Probanden vonnöten, soweit diese legitim sind. Würde man einmal die Änderung im vorherrschenden Diskurs bestimmter Berufsgruppen zum Untersuchungsgegenstand machen, würde man mutmaßlich einen Trend festzustellen haben, nachdem Straftäter zunächst als Träger ungünstiger gesellschaftlicher Randbedingungen gesehen wurden, und professionelle Helfer demzufolge als Sachwalter der (Täter-)Interessen gegenüber einer ignoranten Gesellschaft. Mittlerweile irrlichtern hingegen regelmäßig Schlagworte wie ‚Sozialromantiker’, ‚Helfersyndrom’ ‚Gutmenschentum’ und dergl. im gesamtöffentlichen wie berufsspezifischen Diskurs umher. Letzteres dient allzu oft dazu, persönlichen Einsatz für randständige Klientel als bloßen Ausdruck von Naivität zu diffamieren, gelegentlich sicher auch dazu, eigene Untätigkeit und eigenen Zynismus zu rechtfertigen. Das eine wie das andere jedenfalls wird der Komplexität der Dinge auch nicht im Ansatz gerecht. 

Ich darf zum Schluss nach mal rekapitulieren: Der Schwerpunkt unserer Arbeit muss im Bereich der Nachsorge (Folie 23) liegen. Wenn 75 % der Inhaftierten im Jugendvollzug Bedarf an den Betreuungsleistungen durch das Übergangsmanagement haben wird bei einer Belegung von knapp 600 Inhaftierten im Bereich des hessischen Jugendstrafvollzuges und immer häufiger auch verbüßten kurzen Haftstrafen sofort klar wie groß der Nachsorgebedarf etwa auf den Feldern der Entlassungsbegleitung, der Begleitung zu Ämtern und Betrieben, der Hilfe bei der Wohnraumbeschaffung, der Beratung in Konfliktsituationen u.v.a.m. tatsächlich ist. Lassen Sie mich daher zum Schluss etwas sehr allgemeines zur Gewaltprävention und zur einschlägigen Ursachenforschung sagen. Wenn alles und jedes (mit)ursächlich sein soll, kann auch von ebenso vielem behauptet werden, es diene der Gewaltprävention. Einiges hiervon ist von, gelinde gesagt, geringer Plausibilität. Klar ist jedenfalls für mich aber, dass die Bereitschaft der Gesellschaft, randständiger Klientel, in unsrem Zusammenhang straffällig gewordenen Jugendlichen, echte Perspektiven zu eröffnen, um sich zu integrieren ein zentraler Indikator (tertiärer) Prävention ist, somit Teil der berühmten gesamtgesellschaftlichen Aufgabe. Daran arbeiten wir mit, dafür danken wir den ehrenamtlichen Mentoren. Und in diesem Sinne hoffen wir, dass es bei der Gestaltung der Jugendstrafvollzugsgesetze auf Länderebene nicht zu einem Schäbigkeitswettbewerb kommt, wie gelegentlich zu hören, sondern zu einem Ringen um die beste Gesetzgebung im Sinne von verantwortbaren Resozialisierungsmöglichkeiten.

(Folie 24 Schlussfolie) Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit!
Punkte, die erwähnt werden müssen: Jugendstrafvollzugsgesetz: Wird ein Schäbigkeitswettbewerb stattfinden oder ein Ringen um das beste Jugendstarfvollzugsgesetz im Sinne tertiärer Prävention? Für was braucht man die Straffälligen….

~ Änderung von Leitlinien : Früher 

Verbesserte Verschränkung institutioneller Möglichkeiten & persönliches Engagement der operativen ÜMler + der Mentoren (geradezu allergisch, wenn ich häufig die Ausdrücke ‚Helfersyndrom, Gutmenschentum u.ä.m. höre. Solche Bezeichnungen mögen vor 20 Jahren irgendwie innovativ gewesen sein, heute dienen sie bei Licht besehen wesentlich dem Zweck hohes persönliches Engagement aus Ausdruck von Naivität sowie mangelnder Einsichtsfähigkeit in angebliche gesellschaftliche Notwendigkeiten zu diskreditieren. Es würde hier ein Verweis auf meine Rede von 99 passen. Nicht jeder der sich für sozial Randständige engagiert ist doof. Warum sage ich das gleich am Anfang. Mentorenprogramm. Es steht in den Entwürfen zum Jugendstrafvollzugsgesetz drin ÜM……

Verweis auf AG FGH

und nützt das Ganze den letztlich auch was, denn es soll ja der Resozialisierung und damit mittelbar der Legalbewährung, dem straffreiem Leben der potentiellen Rückfalltäter und damit mittelbar auch deren potentieller Opfer dienen.

Proband: Ich habe was für euch getan, jetzt erwarte ich, dass ihr auch was für mich tut.

Deshalb fangen wir in der Ergebnisdarstellung des Modellprojektes heute mal ‚hinten’ an bei der Entlassungssituation, wo sich fallbezogen jeweils zeigt, ob die Bemühungen während der Haftzeit tauglich waren, um den Ex-Häftlingen dazu zu verhelfen, künftig ein straffreies Leben oder besser gesagt ein Leben frei von Rechtsbrüchen zu führen.

Verbesserte Verschränkung institutioneller Möglichkeiten & persönliches Engagement der operativen ÜMler + der Mentoren (geradezu allergisch, wenn ich häufig die Ausdrücke ‚Helfersyndrom, Gutmenschentum u.ä.m. höre. Solche Bezeichnungen mögen vor 20 Jahren irgendwie innovativ gewesen sein, heute dienen sie bei Licht besehen wesentlich dem Zweck hohes persönliches Engagement aus Ausdruck von Naivität sowie mangelnder Einsichtsfähigkeit in angebliche gesellschaftliche Notwendigkeiten zu diskreditieren. Es würde hier ein Verweis auf meine Rede von 99 passen. Nicht jeder der sich für sozial Randständige engagiert ist doof. Warum sage ich das gleich am Anfang. Mentorenprogramm. Es steht in den Entwürfen zum Jugendstrafvollzugsgesetz drin ÜM……

Etwas allgemeines zur Gewaltprävention und zur Ursachenforschung wenn alles und jedes (mit)ursächlich sein soll, kann auch von vielem behauptet werden, es diene der Gewaltprävention. Einiges davon ist von, gelinde gesagt, geringer Plausibilität. Klar ist jedenfalls für mich aber, dass die Bereitschaft der Gesellschaft, randständiger Klientel, in unsrem Zusammenhang straffällig gewordener Klientel echte Perspektiven zu eröffnen sich zu integrieren ein zentraler Indikator (tertiärer) Prävention ist. Daran arbeiten wir mit, dafür danken wir den ehrenamtlichen Mentoren in diesem Sinne hoffen wir, dass es bei den Jugendstrafvollzusggesetzen nicht zu einem Schäbigkeitswettbewerb kommt, sondern zu einem Ringen um die beste Gesetzgebung ~ im Sinne von Reso-Möglichkeiten.

Statistik Wiesbaden einfügen 

Für Wissenschaftler und solche die es werden wollen: das Interessante steht auch hier im Kleingedruckten der Fußnoten, vor allem da, wo dieses auch noch Fragezeichen enthält es ist halt nicht so ganz einfach. Einiges vorlesen:
Ev. altes Zitat von mir; ich hoffe dass dies immer ein Zerrbild bleiben wird. Immerhin bietet Jugendstrafvollzugsgesetz Anknüpfungspunkte hierfür.

Oder themenbezogen in der Sprache der Inhaftierten selbst: „Ob man mich hasst, ob man mich mag. Es kommt doch der Entlassungstag“. Auch diese Einschätzung ist sicherlich nicht so ganz verkehrt.

Punkte, die erwähnt werden müssen: Jugendstrafvollzugsgesetz: Wird ein Schäbigkeitswettbewerb stattfinden oder ein Ringen um das beste Jugendstarfvollzugsgesetz im Sinne tertiärer Prävention? Für was braucht man die Straffälligen….

~ Änderung von Leitlinien : Früher 

~ Änderung im vorherrschenden Diskurs bestimmter Berufsgruppen: Proband als Träger ungünstiger gesellschaftlicher Randbedingungen, Professioneller als Hilfestellung gegenüber diesen; jetzt eher ….. Schlaworte wie Sozialromantiker, Gutmenschentum, Helfersyndrom geistern umher. Das eine wie das andere wird der Komplexität der Dinge auch nicht im Ansatz gerecht. Letzeres dient sogar oft dazu persönlichen Einsatz als bloßen Ausdruck von Naivität zu diffamieren ev. sogar dazu eigene Untätigkeit zunrechtfertigen.

Folie 3:
Wie kann Resozialisierung überhaupt gelingen? Irgendwie so. Und irgendwie hängt alles mit allem zusammen und wird zu einer Verhaltensdisposition. Klar ist jedenfalls, dass alle die am Erziehungsauftrag in der Jugendstrafanstalt arbeiten, dazu beitragen diesen Kreislauf günstig zu beeinflussen. [Wer zu diesem Irgendwie mehr wissen will: Hierzu habe ich ja selbst das eine oder andere geschrieben. Ausführlich für Heroinabhängige, erschienen bei Campus 1997. Ich bin mittlerweile guter Hoffnung, das das Buch in]eine 2te Auflage gehen kann. Wie dem auch genau sei: Eher wenig umstritten ist in diesem Zusammenhang jedenfalls, dass Schulische wie berufliche Qualifizierung eine erhebliche Rolle spielen.

[Ev. Einschub aus INBAS-Vortrag: BQF-Abschlussveranstaltung. Es sollen Routine werden in der Benachteiligtenförderung: Eignungsfeststellung/besser: Kompetenzfeststellung, zunehmende Modularisierung der beruflichen Ausbildung sowie Übergangsmanagement, meint im allgemeinen Übergang Schule /Beruf

Wenn man sich an diese Terminologie anlehnt: Die JVAs haben dann gleichsam ein doppeltes ÜM zu bewerkstelligen.]

Stattdessen einen brandaktuellen Fall, der zugleich sehr anschaulich macht, worin die Probleme der Kooperation zw. Fachdiensten, ÜM, Mentoring und Bewährungshilfe liegen können, vielleicht aber auch schon Hinweise gibt, wie sich diese lösen lassen.

Einfügen Fall J

Es ist ja nicht so – trotz allen Schwierigkeiten, dass man bei der Arbeit keinen Spaß hätte. Ich jedenfalls, und ich kann insoweit für das ganze Team sprechen habe den auf jeden Fall. Z.T deswegen, weil ich keinen Zweifel an der Sinnhaftigkeit des Tuns habe. Es war und ist und wird immer eine zentrale ges. Aufgabe sein, auch den gestrauchelten, Randständigen zu einer Perspektive zu verhelfen. Das gilt auch für diejenigen, die selbst Schuld, z.T. schwere Schuld auf sich geladen haben. Die Leute eben, mit denen wir es zu tun haben. Zum zweiten sind es manchmal auch die Schwierigkeiten in der Arbeit, deren Lösungsauftrag aber gerade reizvoll ist: Ich vermute mal, dass sich das eher krytisch anhört. Deshalb ein aktuelles Fallbeispiel (bei dem offensichtlich alle Beteiligten guten Willens und voller Engagement waren, wo es aber dennoch etliches an Irritation gegeben hat. Schon vorweg: Um Problematik klar werden zu lassen, eher überspitzt dargestellt. Es soll ja – wie gesagt auch Spass machen.

Der Gefangene J.

kriminelle Vorgeschichte:
sehr frühe Auffälligkeit, Vorstrafen wg. Diebstahl, Einbruch, 
Körperverletzung.

letzte Inhaftierung:
ab 02/2004 in der JVA Wiesbaden


3 Jahre Jugendeinheitsstrafe u.a. wg. Raub und Körperverletzung

beruflicher Status vor der Inhaftierung:
kein qualifizierter Berufsabschluss, mehrere 
Versuche vorzeitig abgebrochen

schulische/berufliche Maßnahmen während der letzten Haft:


- T(eil)Q(ualifizierung) Service:
abgelöst (Grund: mangelnde Teamfähigkeit)


- TQ Holzmechanik:


verhaltensbedingte Ablösung


- B(erufs)O(rientierungs)K(urs):
Ablösung aus disziplinarischen Gründen


- TQ Gebäudereiniger:


regulär durchlaufen, Prüfung nicht bestanden


- Q(ualifizierungs)bausteine Bäckerei:
QB 1 und 2 geschafft

Einschätzung durch Ü(gangs)M(anager) nach Erstgespräch:


(Zeitpunkt: TQ Gebäudereiniger)


ÜM rät von einer Vollausbildung ab, stattdessen Erwerb des Gabelstaplerscheins mit 

anschließender Beschäftigung im Lagerbereich

Perspektive für draußen: Beschäftigung im Helferbereich

Situation am Ende der Haftzeit:


Herr J. bewarb sich eigeninitiativ bei der Bäckerei der W(iesbadener)J(ugend)

W(erkstätte) um eine Anschlussausbildung zum Bäcker.

Anlässlich einer Ausführung wurde ein einschlägiger Eignungstest absolviert.

Nach Finanzierungs- und Ausbildungsplatzzusage wurde trotz prinzipieller 

Negativprognose eine vorzeitige Entlassung zur Bewährung befürwortet 

(ca. 4 Monate vor Endstrafe).

Entwicklung nach Haftentlassung:


Herrn J. wurde durch das ÜM ein Mentor zur Seite gestellt, v.a. mit der Maßgabe ihn 

bei der Absolvierung seiner Ausbildung zu unterstützen.

Herr J. fiel rasch durch mangelnden Einsatz am Ausbildungsplatz und häufige 

Fehlzeiten auf. Durch Intervention seines Mentors konnte der Abbruch zunächst 

vermieden werden. U.a. gegenüber seiner Bewährungshelferin äußerte sich Herr J. 

dahingehend, dass er sich mit der Ausbildung überfordert fühle. Er strebe stattdessen 

eine einfachere Tätigkeit im Helferbereich an.

Es kam schließlich zu einem Abbruch der Bäckerlehre. Der derzeitige berufliche 

Status ist unklar.

(versch. Sichtweisen Willi Frau Gellrich);

Ob überhaupt und wenn ja wie das Ganze hätte besser laufen können, sollte im Verlauf dieses Workshops klar werden. Wir waren aber auch so nicht untätig und waren beim nächsten Fall von Mentoring in Wiesbaden, der auch der Bewährungshilfe unterstehen wird sozusagen proaktiv tätig und haben  Fachdienst, ÜM, Mentor, Bewährungshelfer und Proband zusammen gebracht.

Jedenfalls klar. Alleine über Institutionen wird’s nicht geben. Unser Rockenberger ÜMler Herr Häuser hat über mehrere Fälle berichtet, bei denen klar wird, dass es besonders bei den ganz jungen Haftentlassenen so ist, dass diese ohne verlässliche Unterstützung hoffnungslos überfordert sein müssen. Sie landen sehr schnell in Situationen, die ihnen durchaus nachvollziehbar als völlig perspektivlos erscheinen muss. Das dies wiederum die ideale Ausgangslage sein für eine Rückfälligkeit sein muss, ist jedem Praktiker nur allzu klar. Er ist heute selbst nicht da, ich werde einen seiner Fälle für den Präv.tag in Wiesbaden aufbereiten. Wenn er schon selbst nicht hier sein kann, sollte es erlaubt sein mit einem seiner Zitate zu Herrn Pense überzuleiten. „Aus der Praxis für die Praxis.“ Was passiert so alles im ÜM anhand von 2 Fällen aus der JVA Wiesbaden.

